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S A T Z U N G 
 

GESELLSCHAFT FÜR BALLETT UND TANZ e.V.  
 
 
 

 
§ 1 Name und Sitz des Vereins 
 
 (1) Der Verein führt den Namen: „Gesellschaft für Ballett und Tanz“ 
 
 (2) Sitz des Vereins ist Mönchengladbach  
 
 (3) Gerichtsstand ist Mönchengladbach  
 
 (4) Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden;  
  nach Eintragung führt er den Zusatz „e.V.“. 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 

(1) Die „Gesellschaft für Ballett und Tanz e.V.“ verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist, die Arbeit des Balletts der Vereinigten Städtischen 
Bühnen Krefeld-Mönchengladbach zu fördern, das Interesse für dieses Ensemble zu 
wecken und das Verständnis für die Arbeit des Balletts zu vertiefen. 
 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd ist, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen, begünstigt werden. 
 

(5) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das Vermögen 
des Vereins an die Stadt Mönchengladbach, um die Belange des Balletts weiterhin zu 
fördern. 

 
 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

(1) Der Beitritt zum Verein steht allen am Vereinszweck interessierten Personen – auch 
juristischen Personen – offen. 

 
(2) Der Aufnahmeantrag muss schriftlich an den Vorstand des Vereins gerichtet werden, unter 

Angaben der Personalien des Antragstellers. 
 

(3) Der Vorsitzende und stellvertretende Vorsitzende haben über den Antrag zu entscheiden. In 
der Regel hat der Vorstand dem Aufnahmeantrag stattzugeben, es sei denn, es lägen 
Ablehnungsgründe vor. 
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§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

 
(1) Die Mitgliedschaft endet: 

 
1. mit dem Tod des Mitgliedes, 

  2. durch Austritt des Mitgliedes, 
  3. durch Ausschluss aus dem Verein. 
 
(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der Austritt ist nur 

zum Ende eines Kalenderjahrs möglich, unter Einhaltung einer dreimonatigen 
Kündigungsfrist. 

 
(3) Der Ausschluss aus dem Verein kann erfolgen, wenn ein Mitglied grob gegen die Interessen 

des Vereins verstoßen hat. Bei juristischen Personen bezieht sich dies auf deren 
gesetzlichen Vertreter. Weiterhin ist ein Ausschluss möglich, wenn die Mitgliedsbeiträge 
nach dreimaliger Anmahnung nicht bezahlt wurden, wobei dem Mitglied eine angemessene 
Frist einzuräumen ist.  

 
(4) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand nach vorheriger Anhörung des Betroffenen. 

 
(5) Gegen den Ausschluss durch den Vorstand kann das betroffene Mitglied Widerspruch 

einlegen. 
 
 
§ 5 Ehrenmitglieder 
 

Personen, die sich um die Zwecke des Vereins in besonderem Maße verdient gemacht 
haben, können durch Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 

 
§ 6 Mitgliedsbeiträge 
 

(1) Die Mitgliedbeiträge werden jährlich erhoben. 
 
(2) Berufstänzer zahlen den halben Beitragssatz. 
 
(3) Der Vorstand ist berechtigt, in besonderen Fällen den Beitrag für bestimmte Mitglieder zu 

ermäßigen oder zu stunden. 
 
§ 7 Geschäftsjahr  
 
  Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr 
 
§ 8 Organe des Vereins 
 
  Organe des Vereins sind: 
  1. der Vorstand 
  2. die Mitgliederversammlung. 
 
§ 9 Vorstand 
 

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus: 
 
 1. dem Vorsitzenden 
 2. dem stellvertretenden Vorsitzenden 
 3. dem Schatzmeister 
 4. dem Schriftführer 
 5. den Beisitzern, deren Anzahl jeweils von der Mitgliederversammlung neu bestimmt wird. 
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(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorsitzenden oder durch den 
stellvertretenden Vorsitzenden jeweils allein vertreten. Im Innenverhältnis kann die 
Mitgliederversammlung Beschränkungen festlegen. 

 
(3) Der Vorstand ist berechtigt, Dritte – insbesondere Mitglieder des Vorstandes und der 

Ausschüsse – mit entsprechenden Vollmachten auszustatten, den Verein zu vertreten. 
 
(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. 
 Wiederwahl der von der Mitgliederversammlung entlasteten Vorstände ist zulässig. 

 
(5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen, die vom Vorsitzenden oder 

dessen Stellvertreter einzuberufen sind. Vorstandssitzungen können auch durch die 
Mehrheit der Vorstandsmitglieder einberufen werden. 
 

(6) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens vier Vorstandsmitglieder vertreten sind. 
Die verhinderten Vorstandsmitglieder können schriftlich ihr Einverständnis zur 
Beschlussfassung ohne ihre Anwesenheit geben. Es kann im Verhinderungsfalle von 
Vorstandsmitgliedern auch schriftlich abgestimmt werden. Bei Beschlussfassung 
entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

 
(7) Vorstandsbeschlüsse können auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle 

Vorstandmitglieder hierzu ihre Zustimmung geben. Die Zustimmung hierzu ist im 
schriftlichen Beschluss festzuhalten. 

 
(8) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit diese durch die 

Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind: 
 
  Insbesondere hat der Vorstand folgende Aufgaben: 
 
  1. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Erstellung der Tagesordnung. 
 
  2. Einberufung der Mitgliederversammlungen 
 
  3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
 
  4. Abschluss von Rechtsgeschäften für den Verein 
 
  5. Beschlussfassung über die Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern 
 
  6. Rechnungslegung und Bericht über das vergangene Geschäftsjahr, einschließlich der 

Auskunft über die Mitgliederbewegungen und eventuelle Aufnahmeverweigerungen oder 
Ausschlüsse. 

 
  7. Aufstellung eines Haushaltsplanes für das folgende Geschäftsjahr und Unterrichtung der 

Mitgliederversammlung über die geplanten Aktivitäten. 
 
 

(9)   Im Grundsatz führt der Vorstand die laufenden Vereinsgeschäfte unter Beachtung der 
Weisungen der Mitgliederversammlung und der Vorschläge der Ausschüsse. 

 
(10)  Der Vorstand kann zur Wahrung bestimmter Aufgaben Ausschüsse einrichten. 
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 §10 Mitgliederversammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. 
 

(2) Eine Mitgliederversammlung ist mindestens einmal im Jahr abzuhalten, spätestens im 
ersten Halbjahr des auf das Geschäftsjahr folgenden Kalenderjahres. Die Einladung erfolgt 
unter Angabe der Tagesordnung schriftlich, mindestens vierzehn Tage vor der 
Versammlung. Der Vorstand hat die Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn 
mindestens sieben stimmberechtigte Mitglieder dies verlangen. 
 

(3) Der Vorsitzende, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, beruft die 
Mitgliederversammlung ein. 
 

(4) Jedem volljährigen Mitglied steht eine Stimme zu. Das Stimmrecht ist persönlich 
auszuüben. Jedes Mitglied kann bis acht Tage vor der Mitgliederversammlung Anträge zur 
Tagesordnung schriftlich beim Vorstand einreichen. Diese Anträge sind bei der 
Mitgliederversammlung zu behandeln. 
 

(5) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. Hiervon ausgenommen sind: 

 
1. Satzungsänderungen 

 
2. Wahl oder Abwahl des Vorstandes 

 
3. Fälle, in denen die Mitgliederversammlung wegen Ausschluss aus dem Verein oder 

Ablehnung eines Ausnahmeantrages angerufen wird. 
 
Für die Fälle der Nr. 1. – 3. ist die Anwesenheit von mindestens 50% der Mitglieder 
erforderlich. Wird bei der ersten Versammlung nicht die Anwesenheit von 50% der 
Mitglieder erreicht, muss eine erneute Versammlung einberufen werden. Diese 
Versammlung ist als dann, ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder, 
beschlussfähig. 

 
(6) Die Entscheidungen der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit 

beschlossen; es sei denn, die Mitgliederversammlung beschließt für besonderte Fälle einen 
anderen Modus. Ausgenommen hiervon sind die folgenden Entscheidungen: 
 
1. Auslösung des Vereins 
 
2. Satzungsänderungen 
 
Die Entscheidung zu Nr. 1. und 2. ist mit einer zweidrittel Mehrheit zu fällen. 
 

(7) Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist vom 
Versammlungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichnen und muss von der nächsten 
Versammlung genehmigt werden. Jedes Mitglied hat ein Recht auf Information über die 
Aktivitäten des Vorstandes und deren Entscheidungen. 
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(8)  Die Mitgliederversammlung ist für die folgenden Angelegenheiten zuständig: 

 
1. Genehmigung des vom Vorstandes aufgestellten Haushaltsplanes für das nächste 
    Geschäftsjahr. 
 
2. Feststellung der Jahresrechnung 
 
3. Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes 
 
4. Entlastung des Vorstandes 
 
5. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages 
 
6. Wahl und Abberufung des Vorstandes 
 
7. Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins 
 
8. Beschlussfassung über Widersprüche wegen Ablehnung der Aufnahme von Mitglieder 
    oder deren Ausschluss. 
 
9. Ernennung von Ehremitgliedern. 
 
In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die 
Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand kann 
seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereiches die Stellungnahme der 
Mitgliederversammlung einholen. 

 
 
§ 11 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
 

(1) Die Arbeit des Vereins wird insbesondere durch Mitgliedsbeiträge und finanzielle 
Zuwendungen (Spenden) finanziert. 
 

(2) Die der Mitgliederversammlung vorzulegende Jahresrechung des Vorstandes ist zuvor von 
zwei, von der Mitgliederversammlung bestimmten Rechnungsprüfern, zu prüfen. Der 
Prüfungsbericht ist der Mitgliederversammlung vorzulegen. 

 
 
§ 12 Auflösung des Vereins 
 
  Über die Auflösung des Vereins entscheidet satzungsgemäß die 
  Mitgliederversammlung 
 
 


